








Die Zuckerlobby ist mächtig. In der Informations-
gruppe Erfrischungsgetränke etwa sitzen gleich zehn 
Parlamentarier*innen.

von Nestlé gesponsorten Verbänden besetzen. So fehlen in 
der Ernährungspyramide weiterhin Empfehlungen zu ver-
arbeiteten Produkten – obwohl jüngst eine Studie zeigte, 
dass jede vierte in der Schweiz konsumierte Kalorie aus 
ultraverarbeiteten Produkten stammt.

Spuren einer Zuckerreduktion
Wer sich mit Übergewicht beschäftigt, kommt um ein 
Lebensmittel nicht herum: Zucker. Laut BLV konsumie-
ren die Schweizer*innen beinahe das Doppelte der von 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) empfohlenen 
Höchstmenge von 50 Gramm pro Tag.. Das rief vor ein 
paar Jahren auch den Bundesrat auf den Plan. Zehn Fir-
men – unter ihnen Nestlé – unterzeichneten 2015 ge-
meinsam mit dem Innendepartement die sogenannte 
Erklärung von Mailand – und versprachen damit, den 
zugesetzten Zucker in Joghurts und Frühstückscerealien 
schrittweise zu reduzieren; um 2,5 bzw. 5 %.

Welchen Nutzen hat diese Reduktion? Eine Fachpublika-
tion des BLV gibt Aufschluss, wo der zugesetzte Zucker 
im Schweizer Speiseplan steckt. Fast die Hälfte – 48 % 
– sitzt in Süssigkeiten. Weitere 38 % in Getränken. Zuge-
setzter Zucker in Joghurt und Frühstückscerealien macht 
nur 6,4 % aus. Die Reduktionsziele der Erklärung von 
Mailand bedeuteten konkret: Ein Zwanzigstel Teelöffel 
weniger Zucker pro Person pro Tag. Ende 2018 verkün-
dete der Bundesrat die frohe Botschaft: «Ziele erreicht.» 
Die Erklärung ging in eine neue Runde, bis Ende 2024 
soll die Zuckermenge in Joghurt und Frühstücksflocken 
weiter reduziert werden. Neu um 10 und 15 %. Im Schnitt 
ein Fünftel Teelöffel pro Tag und Kopf. Den Fortschritt zu 
messen, wird schwierig: In der Schweiz müssen Unter-
nehmen die zugesetzten Zucker nicht deklarieren. 

Freiheit in der Flasche
Wenn sich der Bundesrat für solch marginale Verbesse-
rung auf die Schultern klopft, müsste man für wirksame 
Massnahmen auf Initiativen des Parlaments hoffen. Doch 
Vorhaben zur Zuckerregulierung haben es in Bern schwer. 
Die Standesinitiativen für eine Begrenzung des Zucker-
gehalts (Genf) und für eine klare Darstellung der Zucker-
menge (Freiburg) wurden letzten Dezember am gleichen 
Sessionstag vom Ständerat bachab geschickt – wie zuvor 
auch schon eine Standesinitiative des Kantons Neuen-
burg für eine Steuer auf zugesetzten Zucker. 

Die Zuckerlobby ist mächtig. In der Informationsgrup-
pe Erfrischungsgetränke etwa sitzen gleich zehn Parla-
mentarier*innen. Die Gruppe, die den Genuss von zu-
ckergesüssten Getränken als «Freiheit in der Flasche» 
bezeichnet, wird vom Verband Schweizerischer Mine-
ralquellen und Soft-Drink-Produzenten (SMS) koordi-
niert, in dem Nestlé das Vizepräsidium besetzt. 

Auch sonst ist Nestlé in Bundesbern gut vernetzt. 
Präsidentin des von Nestlé geprägten Branchenverbands 
der Lebensmittelindustrie, der Foederation der Schwei-
zerischen Nahrungsmittel-Industrien (Fial), ist seit Juni 
ex-FDP-Präsidentin und Nationalrätin Petra Gössi. Zu-
dem sitzt Nestlé-Geschäftsleitungsmitglied David Frick 
im Vorstand der politisch einflussreichen Economie-
suisse, die auch Mitgründerin der Allianz der Wirtschaft 
für eine massvolle Präventionspolitik (AWMP) ist.

In der AWMP versammeln sich Lobbyist*innen 
für Tabak, Alkohol, Fleisch oder Zucker – und machen 
sich gemeinsam etwa gegen Werbeverbote stark. Gerade 
bei Lebensmitteln ist das Thema hochaktuell: Eine Kom-
mission der WHO, des Uno-Kinderhilfswerks Unicef 
und der renommierten medizinischen Fachzeitschrift 
«Lancet» sprach sich 2020 gegen «verführerische» Kin-
derwerbung für gesundheitsschädigende Nahrungs-
mittel aus. Kinderwerbeverbote für Junk-Food gibt es 
bereits in Neuseeland, Mexiko, Chile, Peru oder Spanien, 
Grossbritannien will nachziehen. Währenddessen setzt 
der Bund bei Kinderwerbung auf das «freiwillige En-
gagement der Lebensmittelindustrie». Das ist wohl im 
Sinne von Nestlé: Die unabhängige und nicht gewinn-
orientierte Access to Nutrition Initiative befand in einer 
Auswertung von Nestlé-Produkten in zehn Ländern, 
dass gerade mal 11 % genügend Nährwertqualität haben, 
um für die Vermarktung an Kinder geeignet zu sein. 

Bundesrat setzt weiterhin auf Freiwilligkeit
Während immer mehr Regierungen ernsthafte Schritte 
unternehmen, um überzuckerte Lebensmittel und de-
ren verheerenden Folgen mit konkreten Regulierungen 
in den Griff zu kriegen, hat der Bundesrat jüngst in sei-
ner Antwort auf eine Interpellation deutlich gemacht, 
wie weit er zu gehen bereit ist: Er will den Konzernen 
vorschlagen, die Erklärung von Mailand auf Milchge-
tränke, Quarkprodukte und Süssgetränke zu erweitern 
und die Reduktionsziele mit der Lebensmittelindustrie 
diskutieren. Die Einhaltung der Erklärung von Mailand 
bleibt – natürlich – freiwillig. �
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Die Pharmaindustrie macht auf Kosten 
der Prämienzahlenden enorme Profite

Public Eye hat die Forschungs- und Entwicklungskosten für sechs Krebsmedikamente von grossen 
Pharmakonzernen recherchiert und die Gewinnmargen für die Schweiz geschätzt. Das Resultat: 
Margen von 40 bis 90 %. Um das Gesundheitssystem und die Prämienzahlenden nicht noch weiter 
zu belasten, müssen das Parlament und der Bundesrat jetzt handeln und Transparenz über private 
und öffentliche Forschungs- und Entwicklungskosten schaffen, damit angemessene Preise für Me-
dikamente festgelegt werden können, anstatt weiter Alibimassnahmen zu verfolgen.

GABRIELA HERTIG

In der Schweiz sind die steigenden Gesundheitskosten 
ein heisses Thema. Besonders brisant: Die Kosten für 
Medikamente belaufen sich auf genau 25 % der Aus-
gaben der obligatorischen Krankenversicherung (OKP, 
Grundversicherung). Damit werden die steigenden Ge-
sundheitskosten auch entscheidend durch hohe Medi-
kamentenpreise getrieben. Dies gefährdet das Recht auf 
Gesundheit für alle, und für das Jahr 2023 wird eine 
Prämienerhöhung von bis zu 10 % erwartet. Die hohen 

Medikamentenpreise bergen auch die Gefahr einer 
Zweiklassenmedizin, indem die Kosten durch Rationie-
rungen oder immer mehr Einschränkungen nur noch 
für einen Teil der Patient*innen von der Grundversi-
cherung übernommen werden.

Anstatt jedoch mehr Transparenz zu schaffen, 
schlägt der Bundesrat die gesetzliche Verankerung ge-
heimer Rabatte vor. Solche Massnahmen ändern aber 
nichts am Machtungleichgewicht zwischen dem Bun-
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desamt für Gesundheit (BAG) und den Pharmakonzer-
nen. Die zentrale Frage ist: Wie gerechtfertigt sind die 
hohen Medikamentenpreise, und was verdienen die 
Pharmakonzerne daran? Und was können wir tun, um 
diese Informationsasymmetrie zwischen dem Staat und 
der Industrie zu ändern? Dafür braucht es Kenntnis-
se über die privaten Investitionen für Forschung und 
Entwicklung (F&E). Aufgrund fehlender Regulierungen 
werden die Pharmakonzerne jedoch nicht gezwungen, 

diese Kosten transparent auszuweisen, und sie können 
deshalb nicht für eine nachhaltige Preisfestsetzung be-
rücksichtigt werden. 

Wie kommen die hohen
 Medikamentenpreise zustande?

Pharmakonzerne können hohe Preise festlegen, weil es 
patentbasierte Monopole gibt und dies den Konzernen 
eine enorme Preissetzungsmacht gibt. Nach der Zulas-

Vom Patentschutz bis zur Rückvergütung durch die Krankenversicherung

Diese Grafik zeigt die unterschiedlichen Stationen in der Ent-
wicklung eines Medikaments – von der Grundlagenforschung 
und dem Patentantrag bis zum Zeitpunkt, an dem Generika 
auf den Markt kommen. 

Der Patentantrag für 20 Jahre wird in der Regel bereits 
vor Beginn der vorklinischen Studien gestellt, um die weiteren 
Kosten durch eine Monopolstellung abzusichern. Patentan-
träge müssen in jedem Land einzeln und/oder in der Europäi-
schen Union gestellt werden. In der Schweiz werden Medika-
mente von Swissmedic zugelassen und diese können ab 
diesem Zeitpunkt vermarktet werden. Je nach Verhandlungs-

resultat zwischen Pharmakonzernen und Bundesamt für 
Gesundheit (BAG) kommt das Medikament dann auf die Spe-
zialitätenliste (SL) (siehe Box Seite 23). Ab dann wird es durch 
die obligatorische Krankenkasse (u.U. mit Einschränkungen) 
rückvergütet. Die Zeitspanne, während der ein Medikament 
nach der Marktzulassung bzw. der Aufnahme in die SL vom 
Patentschutz profitiert, ist abhängig davon, wie lange die Ent-
wicklung des Medikaments gedauert hat. Oft gelingt es Phar-
makonzernen, zusätzliche Patente zu beantragen, sodass sie 
nicht nur einen Teil der dafür üblichen 20 Jahre, sondern 
zusätzliche Jahre von einer Monopolstellung profitieren.

DIE ENTWICKLUNG EINES MEDIKAMENTS IM ZEITABLAUF
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sung eines Medikaments verhandelt das BAG mit dem 
Pharmakonzern über den Preis, zu dem das Medikament 
auf die Spezialitätenliste aufgenommen wird. Diese Lis-
te führt all jene Medikamente, die von der obligatori-
schen Grundversicherung rückvergütet werden.

Die Blackbox der Forschungs- 
und Entwicklungskosten

Die Pharmaindustrie argumentiert, dass die Monopol-
macht und die daraus resultierenden hohen Preise die 
risikoreiche F&E von Medikamenten absichern müsse. 
Gleichzeitig verweigert sie aber jegliche Transparenz, in-
dem Phantasiezahlen publiziert werden, die nicht über-
prüft werden können. Diese Investitionen zu schätzen 
ist für Wissenschaftler*innen und NGO-Fachorganisa-
tionen eine Herausforderung, und sowohl Datensätze als 
auch Methode werden intensiv debattiert. Dabei steht 
für die Industrie und ihre Lobby die Legitimität eines 
Geschäftsmodells auf dem Spiel, das ihnen seit Jahr-
zehnten schon Umsätze und Profitmargen beschert, die 
jene anderer Branchen um ein Vielfaches übersteigen.

Public Eye hat eine Schätzung der F&E-Kosten 
für sechs Krebsbehandlungen von Novartis, Roche, 
Johnson & Johnson, Bristol Myers Squibb und MSD 
Merck Sharp & Dohme vorgenommen und die Profit-
margen für die einzelnen Medikamente in der Schweiz 
berechnet. Krebs ist mit fast zehn Millionen Todesfäl-
len im Jahr 2020, davon 70 % in einkommensärmeren 
Ländern, eine Haupttodesursache weltweit. Krebsme-
dikamente sind ein äusserst lukratives Geschäft für 
Pharmakonzerne: Sie werden nicht nur teuer verkauft, 
sondern müssen oft auch über längere Zeit oder wieder-
holt eingenommen werden. 

Die fünf ausgewählten Pharmakonzerne sind 
führend im globalen Markt für Krebsbehandlungen 
und verdienten damit im Jahr 2020 von 12,36 bis 28,14 
Milliarden US-Dollar. Die untersuchten Behandlungen 
Kisqali (Ribociclib) und Kymriah (Tisagenlecleucel) von 
Novartis, Tecentriq (Atezolizumab) von Roche, Darza-
lex (Daratumumab) von Johnson & Johnson, Revlimid 
(Lenalidomid) von Bristol Myers Squibb und Keytruda 
(Pembrolizumab) von MSD Merck Sharp & Dohme ge-
hören für ihre Hersteller und weltweit zu den umsatz-
stärksten Medikamenten. Alle diese Behandlungen kos-
ten in der Schweiz zwischen 2000 und 6500 Franken 
pro Einheit und damit für eine Jahresbehandlung, oft als 
Kombinationstherapie mit anderen teuren patentierten 
Medikamenten, zwischen 43 000 und 370 000 Franken. 

In der Schweiz verursachen Krebsmedikamente 
einen Drittel aller Medikamentenkosten für die obli-
gatorische Krankenversicherung. Die Tendenz ist stei-
gend, und Krebsbehandlungen verzeichneten 2020 eine 
Kostensteigerung von 10,5 % gegenüber dem Vorjahr. 
Zwei der ausgewählten 

In der Schweiz erstattet die obligatorische Kranken-
pflegeversicherung nur Medikamente, die in der 
Spezialitätenliste (SL) eingetragen sind und für 
zugelassene Indikationen verschrieben werden. 
Diese wird vom BAG erstellt und fortlaufend ergänzt.

Um in die SL aufgenommen zu werden, muss ein 
Arzneimittel von Swissmedic,  der Schweizerischen 
Zulassungs- und Aufsichtsbehörde für Arzneimittel 
und Medizinprodukte, zugelassen sein und die 
gesetzlichen Kriterien Wirksamkeit, Zweckmässig-
keit und Wirtschaftlichkeit (WZW-Bewertung) erfül-
len. Diese Bedingungen müssen vom BAG für die 
Erstattung analysiert und alle drei Jahre überprüft 
werden. Der Antrag auf Aufnahme eines Medika-
ments in die SL wird vom Unternehmen beim BAG 
eingereicht, wobei für jede Änderung in der Formu-
lierung eines Medikaments oder seines Preises ein 
neuer Antrag gestellt werden muss.

In der Regel entscheidet das BAG über die Zulas-
sung nach Anhörung der Eidgenössischen Arznei-
mittelkommission (EAK), in der verschiedene Inte-
ressengruppen vertreten sind: Industrie, 
Versicherer, Patient*innen, Ärzt*innen, Spitäler, 
Apotheker*innen, Bundes- und Kantonsbehörden. 
Die EAK prüft, ob das Medikament die oben 
genannten Kriterien erfüllt. Anschliessend formu-
liert sie eine Empfehlung zuhanden des BAG, das 
diese Kriterien, besonders die Wirtschaftlichkeit, 
ebenfalls beurteilt und den definitiven Entscheid 
über den öffentlichen Höchstpreis fällt. Grund-
sätzlich muss das BAG dafür unter anderem zwei 
Bewertungen vornehmen:

•  einen geografischen Vergleich mit den Preisen 
des Medikaments in neun Referenzländern; 

•  einen therapeutischen Vergleich mit anderen 
Präparaten, die zur Behandlung der gleichen 
Krankheit eingesetzt werden.

Die Aufnahme in die SL ist somit eine notwendige 
Voraussetzung für die Rückerstattung durch die 
obligatorische Krankenversicherung, sofern alle in 
der sogenannten Limitatio festgelegten Bedin-
gungen erfüllt sind, und hat daher erhebliche Aus-
wirkungen auf dessen Zugang in der Schweiz. Die 
Erstattung von Arzneimitteln, die nicht in den SL 
enthalten sind, wird in einem separaten Rechts-
rahmen geregelt und ist die alleinige Entscheidung 
der einzelnen Krankenversicherer.

Die Preisfestsetzung in der Schweiz

Fortsetzung auf Seite 27   —›
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KISQALI (RIBOCICLIB) 

Indikationen Brustkrebs
 (HER2-)

Typ Synthetisches Molekül

Publikumspreis pro Einheit  
(63 Tabl. 200 mg)

3 079.15 CHF

Produktionskosten 189.76 CHF

Rabatte Geheim (Preismodell)

Jahresbehandlung Monotherapie 
Kombinationstherapie

37 000 CHF
43 000 CHF 

Globaler Umsatz seit 1. Zulassung 
(2017)

2,2 Milliarden CHF

Umsatz Schweiz seit Aufnahme  
in Spezialitätenliste (06/2019)

8 Millionen CHF

Kisqali ist ein Medikament (synthetisches Molekül) 
gegen Brustkrebs, der mit 30 % häufigsten Krebsart 
bei Frauen. Das gilt auch in der Schweiz, wo 18 % der 
an Krebs sterbenden Frauen dieser Art zum Opfer 
fallen. Kisqali ist seit 2019 auf der Spezialitätenliste 
und wird bei fortgeschrittenem oder metastasieren-
dem HER2-negativem Brustkrebs eingesetzt. Für eine 
Patientin kostet das Medikament jährlich bis zu 
43 000 Franken als Kombinationstherapie. Seit seiner 
Zulassung in den USA 2017 hat Kisqali für Novartis 
weltweit einen Umsatz von 2,2 Milliarden Franken   
generiert. Seit der Aufnahme in die Spezialitätenliste 
hat das Medikament für die Schweizer Krankenkassen 
Kosten von 7,9 Millionen Franken verursacht. 

TECENTRIQ (ATEZOLIZUMAB) 

Indikationen Lungen- und andere 
Krebsarten

Typ Monoklonale Antikörper

Publikumspreis pro Einheit  
(Infusionskonzentrat 1200 mg / 20 ml)

4 941.85 CHF

Produktionskosten 109.20 CHF

Rabatte Geheim (Preismodell)

Jahresbehandlung Monotherapie
Kombinationstherapie

85 000 CHF
102 000 CHF 

Globaler Umsatz seit 1. Zulassung 
(2016)

6,7 Milliarden CHF

Umsatz Schweiz seit Aufnahme
in Spezialitätenliste (07/2017)

50 Millionen CHF

Tecentriq ist ein biologisches Medikament gegen 
Lungen- und Leberkrebs, bestimmte Arten von Haut- 
und Brustkrebs sowie Krebs des Nierenbeckens, der 
Harnwege und der Blase. Lungenkrebs war 2020 die 
zweithäufigste Krebsart nach Brustkrebs und die 
weitaus tödlichste.  Auch in der Schweiz betreffen etwa 
11 % aller onkologischen Befunde Lungenkrebs. Über 
20 % der Männer, die an den Folgen von Krebs sterben, 
sterben an Lungenkrebs. Die WHO sieht einen klaren 
Nutzen von Tecentriq (Atezolizumab). Sie  empfiehlt die 
Aufnahme des Medikaments in die Modellliste von 
unentbehrlichen Arzneimitteln aber nicht, da es viel zu 
teuer ist und weil es aufwendige diagnostische Tests 
braucht, um jene Patient*innen zu identifizieren, die von 
der Behandlung profitieren könnten. Für Roche war 
Tecentriq 2021 die am zweitmeist verkaufte Behand-
lung in seiner Onkologie-Sparte.  Diese kostet pro Jahr 
und Patient*in bis zu 102 000 Franken als Kombina-
tionstherapie. Seit der Zulassung in den USA 2016 hat 
Tecentriq dem Konzern weltweit 6,7 Milliarden Franken 
eingebracht. Seit der Aufnahme in die Spezialitätenliste 
2017 hat die Behandlung die öffentlichen Krankenkas-
sen 50,1 Millionen Franken gekostet.
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DARZALEX (DARATUMUMAB) 

Indikationen Knochenmarkkrebs 
(Myelom)

Typ Monoklonale Antikörper

Publikumspreis pro Einheit 
(Infusionskonzentrat 400 mg / 20 ml)

2 052.95 CHF

Produktionskosten 36.40 CHF

Rabatte Geheim (Preismodell)

Jahresbehandlung Monotherapie
Kombinationstherapie

138 000 CHF
223 000 CHF

Globaler Umsatz seit 1. Zulassung 
(2015)

15,5 Milliarden CHF

Umsatz Schweiz seit Aufnahme 
in Spezialitätenliste (06/2017)

84 Millionen CHF

Darzalex ist eine biologische Behandlung gegen 
Knochenmarkkrebs (Blutkrebs). Da es für eine seltene 
Art von Leukämie  eingesetzt wird, erhielt das Arzneimit-
tel von der amerikanischen Arzneimittelagentur (Food 
and Drug Administration, FDA) sowie der Europäischen 
Zulassungsbehörde (European Medicines Agency, EMA) 
den Orphan-Drug-Status. Damit bekommt die Zulas-
sungsinhaberin in den USA Steuererleichterungen für 
klinische Versuche, die Ausnahme von Gebühren und 
eine Marktexklusivität von sieben Jahren nach Zulas-
sung. In der EU sind es gar zehn Jahre. Auch in der 
Schweiz hat die Behandlung den Orphan-Drug-Status 
erhalten und damit eine erleichterte Zulassung sowie 
eine Marktexklusivität  von 15 Jahren.  Die WHO betont 
allerdings auch hier, dass das Medikament viel zu teuer 
ist für einen kleinen zusätzlichen klinischen Nutzen im 
Vergleich mit bereits existierenden Behandlungen. Wenn 
Darzalex zusammen mit Revlimid (siehe rechts) verab-
reicht wird, kostet eine Behandlung pro Jahr und 
Patient*in bis zu 223 000 Franken. Johnson & Johnson 
hat das Medikament seit seiner Zulassung in den USA 
2015 satte 15,5 Milliarden Franken eingebracht, und in 
der Schweiz hat die Behandlung seit der Aufnahme in 
die Spezialitätenliste im Jahr 2017 die Krankenkassen 
83,8 Millionen Franken gekostet.

REVLIMID (LENALIDOMIDE) 

Indikationen Blutkrebs
(Myelom, Lymphom)

Typ Synthetisches Molekül

Publikumspreis pro Einheit  
(21 Tabl. 25 mg)

6 544.90 CHF

Produktionskosten 4.20 CHF

Rabatte Geheim (Preismodell)

Jahresbehandlung Monotherapie
Kombinationstherapie

79 000 CHF
95 000 CHF

Globaler Umsatz seit 1. Zulassung 
(2005)

81,5 Milliarden CHF

Umsatz Schweiz seit Aufnahme 
in Spezialitätenliste (07/2008)

600 Millionen CHF

Revlimid ist ebenfalls eine Behandlung gegen Blut-
krebs. Die zugelassenen Behandlungen für Multiples 
Myelom und Non-Hodgkin-Lymphom betreffen 
weltweit und in der Schweiz etwa 6 % der neuen 
Krebserkrankungen. Auch Revlimid hat den Orphan-
Drug-Status erhalten. Dieses Medikament wurde von 
Celgene entwickelt, einer Firma, die 2019 von Bristol 
Myers Squibb gekauft wurde. Seit der ersten Zulassung 
in den USA 2005 hat das Medikament weltweit 
Umsätze von 81,5 Milliarden Franken eingespielt. In der 
Schweiz hat das Produkt seit der Aufnahme auf die 
Spezialitätenliste 2008 Kosten von mindestens 
598,7 Millionen Franken verursacht. Revlimid ist ein 
globaler Blockbuster und Celgene wird kritisiert, weil die 
Firma dessen Preis mehrere Male anhob, obwohl 
Revlimid ein Follow-on von einem alten Molekül ist.  
Pro Patient*in kostet das Präparat aktuell jährlich bis 
zu 95 000 Franken als Kombinationstherapie.
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KEYTRUDA (PEMBROLIZUMAB) 

Indikationen Viele verschiedene 
Krebsarten

Typ Monoklonale Antikörper

Publikumspreis pro Einheit  
(Infusionskonzentrat 100 mg/4ml)

4 893.95 CHF

Produktionskosten 18.20 CHF

Rabatte Geheim (Preismodell)

Jahresbehandlung Monotherapie 83 000 CHF
(keine Kombinations-
therapie) 

Globaler Umsatz seit 1. Zulassung 
(2014)

50,6 Milliarden CHF

Umsatz Schweiz seit Aufnahme
in Spezialitätenliste (10/2015)

297 Millionen CHF

Keytruda war 2021 das meistverkaufte Krebsmedika-
ment weltweit, auch weil es für viele Krebserkrankungen 
zugelassen ist, darunter Haut-, Lungen-, Blut-, Brust-, 
Darm- und Gebärmutterhalskrebs. Damit ist diese 
Behandlung auch für eine grosse Anzahl Patient*innen 
essenziell und wurde 2019 von der WHO in die Modell-
liste von unentbehrlichen Arzneimitteln (EML) für die 
Be handlung von Hautkrebs aufgenommen. Für die 
Behandlung von Lungenkrebs hat das WHO-Komitee 
Keytruda 2021 aber nicht in die EML aufgenommen; 
auch hier aus Gründen der hohen Kosten und aufwendi-
gen diagnostischen Tests. Die WHO erklärt, dass 
gerade weil viele Patient*innen von dieser Behandlung 
profitieren würden, es für Gesundheitssysteme untrag-
bar sei und es deshalb nicht als essenzielles Medika-
ment empfohlen werde.  Eine solche Einschätzung 
zeigt, wie grotesk die Situation hochpreisiger Krebsbe-
handlungen und deren Kosten für Gesundheitssysteme 
ist. Das pro Jahr bis zu 83 000 Franken teure Medika-
ment hat seit der Zulassung in den USA 2014 weltweit 
50,6 Milliarden Franken eingespielt und in der Schweiz 
seit dessen Aufnahme in die Spezialitätenliste 2015 
Kosten von 296,6 Millionen Franken verursacht.

KYMRIAH (TISAGENLECLEUCEL) 

Indikationen Leukämie,
 Lymphom

Typ Zelltherapie

Publikumspreis 370 000 CHF

Produktionskosten 20 000 bis 60 000 CHF

Rabatte Geheim (Preismodell)

Jahresbehandlung Monotherapie  einmalige Therapie

Globaler Umsatz seit 1. Zulassung 
(2017)

1,3 Milliarden CHF

Umsatz Schweiz seit Zulassung 
(2018)

Unbekannt

Kymriah ist eine sogenannte CAR-T-Zelltherapie. Es ist 
kein Medikament, sondern eine medizinische Dienstleis-
tung, deren Entwicklung massiv auf Forschung und 
Finanzierung durch öffentliche Institutionen beruht. 
Diese personalisierte Therapie von Novartis ist für 
schwer behandelbare und/oder zurückkehrende 
Blutkrebsformen (bestimmte Leukämien und Lym-
phome) seit Oktober 2018 von Swissmedic zugelassen. 
Der erkrankten Person werden T-Lymphozyten (ein Typ 
der weissen Blutkör perchen) entnommen; sie werden 
genetisch so verändert, dass sie Krebszellen erkennen 
und attackieren können, und dann derselben Person 
zurück injiziert. Laut Fachleuten könnten in der Schweiz 
jährlich etwa 100 Personen von Kymriah profitieren. 
Solche Umprogrammierungen dürften künftig aber 
auch bei anderen Krebsarten wichtig werden, und die 
Fallzahlen entsprechend rasant ansteigen. Pro Behand-
lung kostet Kymriah 370 000 Franken. Die CAR-T-Thera-
pien sind den ärztlichen Leistungen zuge ordnet. 
Entsprechend werden sie nicht auf die Spezialitätenliste 
aufgenommen, sondern in der Krankenpflege-Leis-
tungsverordnung (KLV) geregelt. Sie werden deshalb 
nicht automatisch durch die obligatorische Kranken-
pflegeversicherung rückerstattet, und die Kosten 
müssen mit jeder einzelnen Krankenkasse vorab 
ausgehandelt und von dieser bewilligt werden. Dies gilt 
zunächst während einer Evaluationsphase befristet bis 
Ende 2022. Seit seiner Zulassung in den USA 2017 hat 
Kymriah einen globalen Umsatz von ca. 1,3 Milliar-
den Franken generiert. Da die Behandlung nicht auf der 
Spezialitätenliste steht, gibt es keine Angaben über die 
Verkäufe in der Schweiz.
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Behandlungen gehören zu den teuersten Produkten für 
die öffentliche Gesundheit in der Schweiz überhaupt: 
Keytruda (3) und Revlimid (6).

F&E-Kosten lassen sich gut schätzen
Mit dem Ziel, die Gewinnmargen für diese einzelnen 
Produkte zu berechnen, hat Public Eye in einem ersten 
Schritt die F&E-Kosten geschätzt. Ein Standardargu-
ment der Pharmakonzerne und ihrer Lobbyverbände 
lautet, dass sich F&E-Kosten nicht genau eruieren las-
sen. Tatsächlich können jedoch die klinischen Versuche, 
die den grössten Kostenblock innerhalb der F&E-Auf-
wendungen darstellen, sehr genau spezifischen Medika-
menten zugeordnet werden. Dafür wurden die gesam-
ten klinischen Versuche, bei denen der Pharmakonzern 
Hauptsponsor war, für alle zugelassenen Indikationen 
in internationalen Datenbanken gesucht. 

Viele Medikamente werden von Pharmakonzer-
nen zuerst für eine Indikation (zum Beispiel eine be-
stimmte Art von Lungenkrebs) zugelassen, dann aber 
noch für weitere Indikationen getestet. Die Zulassung 
zum Beispiel für andere Formen von Lungenkrebs oder 
andere Arten von Krebs, die mit dem gleichen Wirkungs-
mechanismus des Medikaments bekämpft werden kön-
nen, wird dann in den folgenden Jahren beantragt. 

Die Anzahl der Versuche hat Public Eye mit 
Angaben aus existierenden Publikationen über durch-
schnittliche Kosten pro klinischen Versuch und Pha-
se multipliziert. Da die klinischen Versuche zwar den 
grössten Anteil, aber nicht die gesamten Kosten für F&E 
ausmachen, wurde die so eruierte Zahl um in der Lite-

ratur geschätzte 30 % erhöht. Diese zusätzlichen Kos-
ten fallen in der Entdeckungsphase, für vorklinische 
Studien und für Gebühren für die Marktzulassung an.

Die so geschätzten Kosten sind also die getätigten 
Investitionen der Industrie. Mit zwei Argumenten ver-
sucht die Pharmaindustrie, diese Schätzungen künstlich 
um über das Doppelte zu erhöhen und die hohen Mar-
gen auf einzelne Produkte zu rechtfertigen. 

Der erste Faktor sind die sogenannten Oppor-
tunitätskosten. Gemeint ist damit eine Kompensation 
für entgangene Einnahmen jener Rendite, die an der 
Börse hätte erwirtschaftet werden können, wäre das 
ins F&E-Projekt geflossene Kapital stattdessen dort in-
vestiert worden. Opportunitäts- bzw. Kapitalkosten für 
F&E-Schätzungen zu verwenden, ist höchst umstritten. 
So macht es aus Konzernperspektive Sinn, die Oppor-
tunitätskosten eines neuen Projektes zu evaluieren. Das 
Argument, dass diese Kosten für keineswegs risikofreie 
Investitionen an der Börse von der Öffentlichkeit getra-
gen werden müssen, ist aber absurd. Dies insbesondere, 
da nicht nur enorme öffentliche Subventionen in die 
F&E von Medikamenten fliessen, sondern da Pharma-
konzerne auch die eigenen Investitionen dafür von den 
Steuern abziehen können.

Der zweite Faktor, der von der Industrie immer 
wieder angeführt wird, ist, dass ihre hohen Margen auf 
einzelnen Produkten das Risiko in der Entwicklung von 
Behandlungen kompensieren müssen. Damit sind all 
jene Produkte gemeint, in deren Entwicklung investiert 
wird, die es aber nicht bis zur Marktzulassung schaffen 
und damit keinen Umsatz generieren. Auch dieser Fak-

Mit einem Anteil von 30 % ist Brustkrebs die häufigste Krebsart bei Frauen: Mammografie zur Früherkennung der Krankheit.©
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tor ist höchst umstritten. Viele Wirkstoffe durchlaufen 
nicht die aufwendigen und teuren klinischen Versuche, 
sondern werden in Hochgeschwindigkeitsscreenings 
aussortiert. Nur ein kleiner Prozentsatz wird weiterent-
wickelt und getestet. Zudem können viele Wirkstoffe, 
die als «Misserfolg» deklariert werden, eher als «zu-
rückgezogen» beschrieben werden. Behandlungen wer-
den nämlich auch aus kommerziellen Gründen nicht 
weiterentwickelt, währenddessen andere Wirkstoffe 
trotz grossen Risiken weiter getestet und zugelassen 
werden. Schliesslich können grosse Pharmakonzerne 
das Risiko für Misserfolge auf verschiedene Projekte 
verteilen. Trotz dieser Vorbehalte hat sich Public Eye 
entschieden, eine Schätzung mit Erfolgswahrschein-
lichkeiten zu machen, um das systemische Risiko im 
Pharmasektor miteinzubeziehen und um zu zeigen, 
dass selbst mit Rücksicht auf diese Schutzbehauptung 
noch riesige Gewinnmargen erzielt werden.

Um von den so geschätzten Kosten für F&E auf 
die Gewinnmargen in der Schweiz zu kommen, wur-
den die Kosten für F&E entsprechend dem Anteil der 
Verkäufe in der Schweiz (Kosten für die Krankenver-
sicherungen aus den Hochrechnungen von Helsana für 
die gesamte Schweiz) am globalen Umsatz mit einem 
Medikament (öffentliche Jahresberichte der Konzerne) 
für die Schweiz runtergebrochen. Diese Methodolo-
gie wurde bereits 2019 in einer datenjournalistischen 
Recherche des Westschweizer Fernsehens RTS für die 
Sendung «Mise au point» angewandt. Diese Kosten wur-
den zusammen mit den Distributionskosten und den 
geschätzten Produktionskosten vom Verkaufspreis der 
Behandlung in der Schweiz abgezogen. Marketingkosten 
wurden nicht berücksichtigt, denn bei den ausgewählten 
Krebsbehandlungen handelt es sich um lebensrettende 
Medikamente, die keine grosse Auswahl zwischen ver-
schiedenen Produkten zulassen und deshalb auch nicht 
der werbegetriebenen Marktlogik unterliegen.

Profitmargen von 40 bis 90 % 
Wenn man also die geschätzten F&E-Kosten für alle zu-
gelassenen Indikationen sowie die Distributions- und 
Produktionskosten vom Verkaufspreis abzieht, erhält 
man die Gewinnmarge: Pro verkauftes Medikament liegt 
sie in der Schweiz im Jahr 2022 bei 40 bis 90 %. Dies mit 
einer steigenden Tendenz für insbesondere diejenigen 
Behandlungen, die noch nicht lange auf dem Markt sind 
und zurzeit am unteren Ende der Profitskala liegen, aber 
noch viele Jahre von einer Monopolstellung profitieren 
und die investierten Kosten amortisieren werden. Es ist 
eine für die Industrie grosszügige Schätzung der F&E-
Kosten: Sie wurde um die Kosten für Misserfolge und 
zusätzliche Kosten erhöht, und mit öffentlichen Sub-
ventionen und zahlreiche Steuererleichterungen dürften 
die tatsächlichen Profite noch höher sein.

Vor dem Hintergrund früherer wissenschaftlicher 
Schätzungen sind die vorliegenden Resultate eine fun-
dierte und replizierbare Annäherung daran, was ein-
zelne grosse Pharmaunternehmen im laufenden Jahr 
2022 mit Krebsmedikamenten in der Schweiz verdie-
nen. Public Eye präsentiert eine Schätzung der globa-
len F&E-Kosten einzelner Krebsbehandlungen für alle 
zugelassenen Indikationen sowie der F&E-Kosten und 
Profitmargen pro verkaufte Einheit in der Schweiz. 
Im Gegensatz dazu haben frühere Studien die durch-
schnittlichen Kosten für die Entwicklung eines neuen 
Medikaments geschätzt, weshalb die F&E-Kosten nicht 
direkt verglichen werden können. 

Eine weitere zentrale Erkenntnis der Recherche 
von Public Eye sind die enormen Ressourcen, die auf-
grund fehlender Transparenzregulierungen von Regie-
rungen und unüberprüfbaren Angaben der Industrie 
selbst investiert werden müssen. Nicht nur zeigt sich ein 
stark umkämpftes Feld zwischen pharmanahen Institu-
ten und unabhängigen Wissenschaftler*innen, sondern 
es werden auch die Anstrengungen sichtbar, die Aka-
demiker*innen und Fachorganisationen leisten müssen, 
um fundierte und nachvollziehbare Schätzungen vor-
zunehmen. Viele dieser Anstrengungen an Universitä-
ten und von Non-Profit-Organisationen werden durch 
öffentliche Gelder und freiwillige Spenden finanziert.

Aktuelles System infrage gestellt
Solche Margen stellen das aktuelle System infrage. So 
sollte die Monopol- und Preissetzungsmacht die risi-
koreiche F&E von Medikamenten absichern. Die Pro-
fitmargen auf den Krebsbehandlungen, bei denen die 
risikoreiche F&E bereits eingerechnet wurde, zeigen 
jedoch, dass Pharmakonzerne mit hohen Preisen nicht 
ihre F&E absichern, sondern übermässige Profite ab-
schöpfen. Mit Angstmacherei argumentieren die Indus-
trie und ihre Lobby, dass Versorgungslücken drohen, da 
beispielsweise die Antibiotikaentwicklung weit weni-
ger rentabel sei als die Behandlungen für Krebs. 

Die generell im Vergleich zu anderen Sektoren 
fast doppelt so hohen Gewinne der Pharmakonzerne 
von über 20 % und fehlende Investitionen in Bereichen 
wie Antibiotika zeigen jedoch, dass trotz verfügbaren 
Ressourcen die Priorität der Industrie nicht die Pati-
ent*innen, sondern ihre Aktionär*innen sind. Funda-
mental problematisch an diesem Modell ist, dass mit 
dem Leben von Menschen und ihrem Grundrecht auf 
Gesundheit gespielt wird. Heute haben über zwei Milli-
arden Menschen vor allem in einkommensschwächeren 
Ländern keinen Zugang zu essenziellen Medikamenten 
aufgrund dieser hohen Preise. In der Schweiz tragen die 
hohen Preise von Krebsmedikamenten massgeblich zur 
Explosion der Gesundheitskosten bei. Es stellt sich die 
Frage, wie profitorientier- Fortsetzung auf Seite 31   —›
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F&E-Kosten für die Schweiz

geschätzte risikoadjustierte 
F & E-Kosten

Globale Umsätze
Verkäufe in  
der Schweiz

F & E-Kosten  
für die Schweiz×: =

Gewinn in der Schweiz pro Einheit

Preis
F & E-Kosten pro in der 

Schweiz verkaufter Einheit
Produktionskosten Distributionskosten

Gewinn in der  
Schweiz pro Einheit– – – =

Geschätzte risikoadjustierte F&E-Kosten

Anzahl klinische Versuche × 
Ø Kosten pro Versuch (Phase I–III)

Kompensation für 
Misserfolge

30 % geschätzte 
zusätzliche Kosten

geschätzte risiko - 
adjustierte F & E-Kosten++ =

DARSTELLUNG DER BERECHNUNG UND SCHÄTZUNG DER GEWINNMARGE FÜR DIE SCHWEIZ
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DARZALEX REVLIMID

KEYTRUDA

KISQALI TECENTRIQ

 F & E-Kosten 
 40,3 %

 Produktion 
 6,2 %

 Distribution
 10,2 %

 Gewinnmarge
 43,3 %

 F & E-Kosten 
 15,7 %

 Produktion 
 1,8 %

 Distribution
 11,5 %

 Gewinnmarge
 71,0 %

 F & E-Kosten 
 8,1 %

 Produktion 
 0,4 %

 Distribution
 7,4 %

 Gewinnmarge
 84,1 %

 F & E-Kosten 
 46,9 %

 Produktion 
 2,2 %

 Distribution
 7,3 %

 Gewinnmarge
 43,6 %

 F & E-Kosten 
 4,4 %

 Produktion 
 0,1 %

 Distribution
 6,1 %

 Gewinnmarge
 89,4 %

ZUSAMMENSETZUNG DES VERKAUFSPREISES DER
UNTERSUCHTEN KREBSMEDIKAMENTE IN DER SCHWEIZ

Die Kreisdiagramme zeigen die Anteile der F & E-Kosten, der Produktionskosten, der Distributionskosten und des 
Gewinns am Verkaufspreis (mit Erfolgswahrscheinlichkeiten) in der Schweiz. Für Kymriah ist keine solche Darstellung 
möglich, da keine Angaben zu den Verkäufen in der Schweiz zur Verfügung stehen.
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Lesen Sie den vollständigen Fachbericht 
mit allen Quellenangaben online:
publiceye.ch/profitmargen

te Konzerne ihre Preise setzen. Es gibt zahlreiche Belege 
dafür, dass Unternehmen ihre tatsächlichen F&E-Ausga-
ben bei der Preisgestaltung schlicht ignorieren, aber diese 
gegenüber Behörden und Öffentlichkeit im Bedarfsfall als 
unüberprüfbaren Vorwand für übertriebene Preisforde-
rungen einsetzen. Pharmaunternehmen verlangen, was 
sie vom Markt abschöpfen können.

Staat steht in der Verantwortung
Die Privatisierung von Dienstleistungen befreit den Staat 
jedoch nicht davon, dass er die primäre Verantwortung 
hat, Menschenrechte zu schützen und zu gewährleisten. 
Es ist daher seine Aufgabe, eine wirksame Aufsicht über 
die privatisierte Medikamentenversorgung sicherzu-
stellen und damit die Kontrolle über die Aktivitäten der 
Pharmakonzerne zu behalten, um das Menschenrecht auf 
Gesundheit für alle zu garantieren und eine schlüssige 
menschenrechtsbasierte Politik zu betreiben. Auch wenn 
Privatkonzerne ihre Preise nicht nach ihren F&E-Kosten 
setzen mögen, ist es aus Sicht des Staates unerlässlich, 
diese zu kennen. Denn nur in Kenntnis der tatsächli-
chen F&E-Kosten können Staaten ihre Verhandlungs-
position stärken und nachhaltige Medikamentenpreise 
aushandeln. Und wie diese Recherche zeigt, ist es selbst 
in der heutigen intransparenten Situation möglich, die 
F&E-Kosten annäherungsweise zu eruieren und einzel-
nen Medikamenten zuzuordnen.

Die Schaffung eines fairen Preismechanismus, der 
primär den Nutzen für Patient*innen und die Gesell-
schaft im Fokus hat, zugleich aber auch die Investitio-
nen und Innovationen von Unternehmen honoriert, ist 
eine wichtige gesundheitspolitische Aufgabe, die auch 
bei der Weltgesundheitsorganisation (World Health Or-
ganisation, WHO) schon lange diskutiert wird. Nebst 
transparenten Preisen wird deshalb in der WHO-Trans-
parenzresolution vom Mai 2019 Transparenz über die 
F&E-Kosten empfohlen. In Italien und Frankreich müs-
sen Pharmakonzerne neu in ihrem Antrag für eine Kos-
tenübernahme der Behandlungen durch den Staat die 
öffentlichen Subventionen sowie zusätzlich die privaten 
Investitionen ausweisen, wenn noch kein vergleichbares 
Produkt auf dem Markt ist.

Handlungsbedarf in der Schweiz
In der Transparenzresolution der WHO hat sich die 
Schweiz zu Transparenz über die tatsächlichen Preise von 
Medikamenten verpflichtet, aber gegen eine Offenlegung 
der F&E-Kosten ausgesprochen. Doch sogar die interna-
tionale Verpflichtung zu Preistransparenz wird jetzt nicht 
eingehalten. Aktuell schlägt der Bundesrat Preismodelle 
und geheime Rabatte zur Kostendämpfung im Gesund-
heitswesen KVG-Revision vor, die das bestehende Macht-
ungleichgewicht weiter zugunsten der Pharmabranche 
verschärfen (siehe Public Eye Magazin Nr. 36).

Das brisante daran ist: Preismodelle sind in der Schweiz 
auf dem Vormarsch. Waren es im Januar 2019 nur knapp 
20, so gibt es heute über 100 Preismodelle für 79 Pro-
dukte, also fünfmal. Vor drei Jahren noch waren all die-
se Preisnachlässe in der öffentlichen SL-Datenbank zu 
finden. Anfang 2022 bestehen für etwa die Hälfte dieser 
Preismodelle Geheimrabatte. Das BAG tendiert also schon 
heute stark dazu, geheime Rabatte auszuhandeln, und die 
KVG-Revision soll eine bestehende Praxis nachträglich 
legalisieren. Zusätzlich sollen damit aber auch die Höhe 
und die Berechnungsmodalitäten dieser Rabatte aus dem 
Geltungsbereich des Öffentlichkeitsgesetzes (BGÖ) aus-
geschlossen werden. Es wird also nicht mehr möglich 
sein, den Nettopreis einer Behandlung, sprich: den von der 
Krankenversicherung tatsächlich übernommenen Preis, 
zu eruieren. Preismodelle haben für Pharmakonzerne den 
Vorteil, dass offiziell ein hoher «Schaufensterpreis» pub-
liziert wird. Da die Schweiz und viele andere Länder bei 
der Preisfestsetzung diesen Preis in anderen Ländern als 
Referenz benutzen, stärkt diese Praxis die Verhandlungs-
macht der Pharmakonzerne zusätzlich.

Transparenz bezüglich der F&E-Kosten gefragt 
Das Versprechen des Bundesrates ist, dass damit Kosten 
gesenkt werden, da Pharmakonzerne tiefere geheime 
Nettopreise gewähren würden und die Dauer der Preis-
verhandlungen bis zur Aufnahme der Medikamente auf 
die Spezialitätenliste (und damit Rückvergütung durch 
die Krankenversicherung) reduziert würde. Studien aus 
Nachbarländern und der Vergleich der Dauer der Verhand-
lungen von Medikamenten mit und ohne Rabatten stützen 
dieses Versprechen jedoch nicht. Diese Massnahmen wer-
den die besonders bei Krebsbehandlungen zu beobach-
tende Kostenexplosion also nicht bremsen. Im Gegenteil: 
Die Pharmakonzerne könnten ihre Preise und überhöhten 
Margen noch direkter und unkontrollierter durchsetzen. 
Damit die Regierung und das BAG seine Aufgabe zum 
Schutz und der Gewährleistung des Rechts auf Gesund-
heit für alle wahrnehmen und seiner Rechenschaftspflicht 
über die Ausgaben für Gesundheitskosten nachkommen 
können, braucht es Transparenz in der Preisfestsetzung 
und dazu gehört Transparenz bezüglich der F&E-Kosten.

Die Schweizer Politik muss dringend handeln: für 
faire Medikamentenpreise basierend auf tatsächlichen 
F&E-Investitionen und die Nachhaltigkeit des Schwei-
zer Gesundheitssystems. �
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Die Schweiz – Putins Kohlekraftwerk

Obwohl die Schweiz ihr letztes Kohlebergwerk vor 75 Jahren geschlossen hat, erlebt die Branche 
eine Renaissance. Der Finanzplatz Zug hat sich darauf spezialisiert, die grossen russischen Berg-
baukonzerne willkommen zu heissen, die jährlich über 225 Millionen Tonnen Kohle auf die Waage 
bringen – 3,5-mal mehr als das viktorianische Grossbritannien, das auf dem Russ der industriellen 
Revolution aufgebaut wurde. Nach der Invasion der Ukraine und der Verhängung des Embargos für 
russische Kohle bis Ende August steht das helvetische «Kohledreieck», in dem 75 % der russischen 
Exporte gehandelt werden, zum ersten Mal im Rampenlicht. Die Schweizer Behörden, die für die 
Durchsetzung der Sanktionen zuständig sind, scheinen überfordert zu sein. 

ADRIÀ BUDRY CARBÓ UND AGATHE DUPARC; MITARBEIT: ROBIN MORET UND ROBERT BACHMANN

Zug – neu also auch ein Supermarkt für russische Kohle. 
Ebenso wie Glencore oder Gazprom im lieblichen In-
nerschweizer Kanton mit ihrem Hauptsitz oder einer 
Handelsabteilung vertreten sind, haben dem Kreml na-
hestehende Industriekapitäne Anfang der 2000er-Jahre 
damit begonnen, ihre Holdings und andere Handels-
zweige in Zug zu errichten. Diese Firmen sind für den 
Export der in den Minen Sibiriens und des Fernen Os-
tens geförderten Kohle zuständig. Zug bildet mit Genf 

und Lugano das helvetische Kohledreieck. Seit dem 29. 
August sind die Einfuhr, der Verkauf und die Erbrin-
gung von Finanzdienstleistungen, wie Brokerage (Tra-
ding), im Zusammenhang mit russischer Kohle in der 
Schweiz und in Europa vollständig verboten. Peinlich 
für Zug, das sich in aller Stille als Drehscheibe für die-
sen gefragten Energieträger aus Russland etabliert hat.

In einem Land, das noch immer keine Task Force 
zur Identifizierung russischer Gelder eingerichtet hat, 

Luftaufnahme einer offenen Kohlemine im Kohlebecken Kusbass in Russland.
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ist das Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) für die 
Durchsetzung der Sanktionen zuständig. Das Seco ver-
fügt jedoch nicht über eine offizielle Zählung der An-
zahl russischer Handelsunternehmen mit Sitz in der 
Schweiz. Auf der Grundlage eines Berichts des Bundes-
amts für Statistik schätzt es die Zahl solcher «russisch 
kontrollierten» Unternehmen jedoch auf 14, wie es uns 
bestätigte. Unsere Recherche zeigt, dass es in Tat und 
Wahrheit viel mehr dieser Handelsfirmen gibt.

Laut einer Zählung von Public Eye sind in der 
Schweiz 245 Firmen im Handelsregister eingetragen, die 
mit Kohle, Koks oder festen fossilen Brennstoffen han-
deln, diese transportieren oder damit verbundene Finanz-
dienstleistungen anbieten. Eine beträchtliche Anzahl die-
ser Firmen befindet sich im Besitz von Oligarchen oder 
reichen Geschäftsleuten aus Russland. Unsere Recher-
chen haben ergeben, dass sich die neun grössten Kohle-
förderer Russlands in den letzten 20 Jahren in Zug oder 
im Nordosten der Schweiz niedergelassen haben. Nur 
einer von ihnen hat inzwischen seine Zelte abgebrochen.

Allein im Kanton Zug sind 52 Kohleunternehmen 
registriert, 12 davon sind direkt von russischen Staats-
bürgern kontrolliert. In der ganzen Schweiz trifft dies 
auf 25 solcher Firmen zu. Vermutlich sind es sogar noch 
mehr, da das Schweizer Handelsregister keine Angaben 
zu den wirtschaftlich Berechtigten enthält.

Der Handel mit Kohle ist dabei besonders un-
durchsichtig, und es gibt kaum Angaben, woher das 
gehandelte Produkt stammt. Der Handel erfolgt oftmals 
in ausserbörslichen Geschäften, d.h. ohne Umweg über 
eine Börse. Das Seco ist indes verpflichtet, bei Verstös-
sen gegen das Embargogesetz, das seit dem 27. April die 
Unterzeichnung neuer Verträge verbietet, strafrecht-
lich vorzugehen. Die Höchststrafen betragen ein Jahr 
Gefängnis oder 500 000 Franken Busse; in schweren 
Fällen sogar fünf Jahre Gefängnis oder eine Million 
Franken Busse. Einige Fälle können vom Seco an die 
Bundesanwaltschaft weitergeleitet werden. Das Seco 
sagt jedoch, es habe «den Eindruck, dass sowohl Händ-
ler wie Finanzintermediäre sehr auf die Umsetzung der 
Sanktionen bedacht sind».

Am Donnerstag, dem 28. April, vier Monate vor 
Beginn des vollständigen Embargos, während der Roh-
stoffkonzern Glencore seine Generalversammlung im 
Casino-Theater in Zug abhält, sind die meisten Büros 
der Verkäufer von russischer Kohle leer oder scheinen 
zumindest mit halbem Tempo zu arbeiten. Eine Ruhe, 
die stark mit den grossen administrativen Manövern 
kontrastiert, die damals liefen: Die Unternehmen setz-
ten ihre russischen Direktoren ab, und Eigentümer, die 
unter Sanktionen standen, gaben ihre Firmen in neue 
Hände. Bis Mitte Juni 2022 hatte jedenfalls noch kein 
Unternehmen Konkurs angemeldet, bestätigte das kan-
tonale Wirtschaftsdepartement, erinnerte aber gleich-

zeitig an die Schwierigkeiten, den Überblick über die 
Branche zu haben.

Die Schweiz – ein globales 
Schwergewicht im Kohlehandel

Repräsentiert durch ein schlichtes Büro in einem un-
persönlichen Hochhaus oder einen von unzähligen Na-
men auf dem Briefkasten einer Treuhandfirma, gehören 
diese Zuger Firmen in Wirklichkeit zu den grössten 
Bergbauunternehmen Russlands. Diese Unternehmen 
konkurrieren mit dem Riesen Glencore auf dem Kohle-
markt und handeln von Schweizer Boden aus mit fast 
75 % der 212 Millionen Tonnen russischer Kohle, die 
exportiert werden; das ist das Resultat der Schätzungen 
von Public Eye, die sich auf die Daten der Unternehmen 
stützen. Die Schweiz, die sich auf der Klimakonferenz 
in Glasgow (COP26) im Herbst 2021 dazu verpflichtet 
hat, «die Kohle in die Geschichtsbücher zu verbannen», 
ist ein globales Schwergewicht im Kohlehandel.

In dem von Zug, Lugano und Genf gebildeten 
Kohlendreieck lassen sich drei typische Firmenprofile 
unterscheiden:

� Russische Förderer, die Kohle aus den Minen Sibiriens 
und dem Fernen Osten des Landes fördern und sie über 
ihre Handelsbüros, die hauptsächlich an der Baarer-
strasse in Zug angesiedelt sind, vermarkten, ohne dass 
der gefragte Rohstoff jemals Schweizer Boden berührt.

� Reine Händler, die die Kohle auf den atlantischen 
und pazifischen Märkten verkaufen. Die Russen 
sind hier überrepräsentiert, gleichzeitig herrscht 
grosse Unklarheit über die wirtschaftlich Berech-
tigten dieser Unternehmen, die in Genf, Lugano oder 
Zug entstanden sind.

� Schweizer Banken, die trotz ihrer Versprechungen 
weiterhin den Kohlehandelsstandort Schweiz finan-
zieren. Die eingesetzten Summen, die in ihrer Buch-
haltung zunehmend verschleiert werden, sind seit dem 
Pariser Abkommen von 2016 kontinuierlich gestiegen.

DIE PRODUZENTEN: RUSS AUS RUSSLAND

In der zunehmend abgeschotteten Welt der Kohlehänd-
ler spielt Glencore zweifellos die Hauptrolle. Der Kon-
zern aus dem zugerischen Baar förderte im Jahr 2021 
selbst 103,3 Millionen Tonnen Kohle und vermarkte-
te weitere 67,7 Millionen Tonnen, die er von Dritten, 
insbesondere von russischen Unternehmen wie KTK 
gekauft hatte. Ein Sprecher wollte nicht preisgeben, 
woher die vom Konzern gehandelte Kohle stammt oder 
ob er seine russischen Partner darüber informiert hat, 
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dass das Unternehmen die Erfüllung der laufenden Ver-
träge Ende August einstellen wird.

Glencore ist der grösste Kohleexporteur der Welt, 
abgesehen von staatlichen Unternehmen. Doch in Wirk-
lichkeit macht ihm ein anderes Unternehmen mit Sitz 
in der Schweiz die Krone des Kohlekönigs streitig. Das 
ist die Sibirische Energie- und Kohlegesellschaft, bes-
ser bekannt unter ihrem Akronym Suek. Der grösste 
russische Kohleproduzent, der 2001 vom russischen 
Milliardär Andrei Melnitschenko (der bis mindestens 
vor den Sanktionen in der Schweiz wohnte) gegründet 
worden ist, hat bis 2021 die gewaltige Menge von 102,5 
Millionen Tonnen Kohle dem Boden entrissen; dazu 
kommen 17 Millionen Tonnen, die Suek von Drittfirmen 
gekauft hat. Andrei Melnitschenko, der es ablehnt, sich 
als Oligarch bezeichnen zu lassen, und behauptet, dass 
er beim Aufbau seines Vermögens keinerlei politische 
Unterstützung erhalten habe, liess seine Firma im De-
zember 2004 bei einem St. Galler Treuhänder domizi-
lieren und verlegte die Holding und den Handelszweig 
von Suek später in ein Büro an der Baarerstrasse in Zug.

Um die Sanktionen zu umgehen, ernannte And-
rei Melnitschenko am 8. März 2022, seinem fünfzigsten 
Geburtstag, seine Frau Aleksandra als Berechtigte (und 

damit eigentliche Eigentümerin) des Trusts, der Suek 
besitzt. Ein Manöver, das sich als unnütz erwies, ge-
langte Frau Melnitschenko doch drei Monate später 
selbst auf die Liste der Sanktionierten.

Zug, die Stadt der Kohle
Im Schatten des Riesen Suek haben sich in Zug zur 
gleichen Zeit andere grosse russische Produzenten an-
gesiedelt. Was haben sie gemeinsam? Sie werden alle 
von Selfmade-Geschäftsleuten gesteuert, welche die 
Diskretion pflegen und enge Verbindungen zum Kreml 
unterhalten. Unter anderem: Die russische Kolmar LLC 
hat sich nicht einmal darum bekümmert, ein Messing-
schild an dem mit Briefkastenfirmen gefüllten Gebäu-
de anzubringen, in dem ihre 2016 in Zug registrierte 
Tradingfirma KSL AG ihren Sitz hat. Kolmar ist der 
aufsteigende Stern am russischen Kohlefirmament. Wie 
das russische Investigativmedium «Agents» aufdeckte, 
war dessen Mehrheitsaktionär zumindest bis 2018 die 
Grosscousine von Wladimir Putin, die mit dem Gou-
verneur der Kohleregion Kemerowo verheiratet war.

Aus den von uns zusammengestellten Daten geht 
hervor, dass die in Zug (und Appenzell für die Firma 
SDS) vertretenen russischen Bergbauunternehmen im 
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Jahr 2021 eine Kohleproduktion von 226,2 Millionen 
Tonnen erreichten. Tatsächlich ist von den neun gröss-
ten Kohleproduzenten Russlands nur einer nicht mehr 
in der Schweiz präsent: die sibirische Kuzbassrazrezu-
gol, die im Besitz des Bergbauriesen UGMK ist. Er war 
der erste Produzent, der mit seiner Appenzeller Nieder-
lassung Krutrade AG, die von 1998 bis 2005 registriert 
war, auf die Schweiz gesetzt hatte.

Auf Anfrage beantwortete kein einziges dieser 
russischen Bergbauunternehmen eine detaillierte Liste 
von Fragen zu ihrer Schweizer Niederlassung, ihren 
Kohleexporten oder ihrer Strategie im Hinblick auf das 
Inkrafttreten des Embargos. Von Seiten der Zuger Be-
hörden verlautet, man wisse von keinem Insolvenzver-
fahren. In einem Land, das sein letztes Kohlebergwerk 
1947 geschlossen hat, symbolisiert das neue helveti-
sche Kohledreieck auf einzigartige Weise die Macht und 
Widerstandsfähigkeit der schädlichsten aller fossilen 
Energien. Kohle ist derzeit für 40 % des globalen An-
stiegs der CO2-Emissionen verantwortlich.

Der Grossteil der in Russland geförderten Koh-
le wird allerdings gar nicht durch die Schweiz trans-
portiert. In Europa, dem wichtigsten Absatzmarkt, 
hat die Kohle zwei Eingangstore. Auf dem Seeweg (37 
Millionen Tonnen pro Jahr) wird die Kohle auf grossen 
Massengutfrachtern transportiert, in den nordeuropäi-
schen Häfen (Amsterdam, Rotterdam und Antwerpen) 
entladen und auf dem Rhein nach Deutschland trans-
portiert. Auf dem Landweg (ca. 8 Millionen Tonnen 
pro Jahr) wird die Kohle direkt per Bahn von Russland 
nach Polen befördert.

DIE HÄNDLER: SÜCHTIG MACHEN 
NACH SCHWARZEN DIAMANTEN

«Ein Diamant ist ein Stück Kohle, das gut auf Druck 
reagiert hat.» Dieses Zitat wird Henry Kissinger zuge-
schrieben, dem US-Aussenminister in der Nixon-Ford-
Ära (1973 bis 1977). Aus geologischer Sicht zweifelhaft, 
stellt diese Phrase dennoch ein gutes Narrativ dar. Die 
umweltschädlichste aller fossilen Energien hat auf den 
Märkten noch nie so sehr geglänzt. Die Überwindung 
der Pandemie, der Aufschwung, der Krieg in der Ukrai-
ne, die Verteuerung des Gases: Alles scheint die Kurse 
aufzublähen, die sich innerhalb eines Jahres verdreifacht 
haben. Im Jahr 2022 werden wir so viel Kohle verbraucht 
haben wie noch nie in der Geschichte der Menschheit.

Trotz der schrittweisen Einführung des Embar-
gos für russische Kohle könnte Russland weiterhin von 
den steigenden Preisen profitieren. Vorausgesetzt, es 
finden sich Käufer. Einige Bergbauunternehmen preisen 
nun auf ihrer Website den «Rekordpreis» für russische 
Kohle für ausländische Importeure angesichts des «An-

stiegs des Dollars und des Euros» an. Mit einer Jahres-
produktion von 460 Millionen Tonnen würden die Vor-
kommen des Landes (die zweitgrössten der Welt) laut 
dem Bericht 2021 des Mineralölunternehmens BP eine 
weitere Förderung für mehr als 400 Jahre ermöglichen. 
Heisst es nicht, dass Diamanten für immer sind? In 
Russland scheint niemand je daran gezweifelt zu haben.

Europäische Abhängigkeit
Europa ist stark von diesen russischen Bergbauunter-
nehmen abhängig, die 68 % seines Kohlebedarfs lie-
fern. «Die grosse Herausforderung besteht darin, 45,4 
Millionen Tonnen zu ersetzen», sagt Alex Thackrah, 
Analyst für den europäischen Kohlemarkt bei Argus 
Media, der Referenzagentur, die Preisindizes für Spot-
märkte erstellt. «Es ist kaum vorauszusehen, was mit 
den Verträgen mit russischen Unternehmen passieren 
wird», räumt der Experte ein. «Das wird ein Albtraum 
werden.» Für die Schweiz, die sich zum Knotenpunkt 
für russische fossile Energieträger entwickelt hat, dürf-
te es eine Herkulesaufgabe sein.

Auch unser Land kommt noch nicht ohne Kohle 
aus. 2020 importierte die Schweiz 9904 Tonnen russi-
sche Kohle, was etwa 7 % der Gesamteinfuhr von fast 
139 000 Tonnen entspricht. Im Jahr zuvor hatten die 
Importe aus Russland mit 10,7 % einen Rekordwert er-
reicht. Global gesehen macht Kohle immer noch 36 % 
des weltweiten Energiemixes aus.

Der Wilde Westen der Kohle
In Russland ist die Branche von einer besonderen Aura 
umgeben, mit knallharten Geschäftsleuten und nicht 
wenigen Grubenunglücken. Unter anderem gab es eine 
Reihe von kometenhaften Aufstiegen und plötzlichen 
Besitzerwechseln, die von Kontroversen, gefährlichen 
Verbindungen zur Macht und nie geklärten blutigen 
Episoden begleitet wurden.

Der jüngste aufsehenerregende Fall ist der Tod 
von Dmitry Bosov, einem in Zug ansässigen Mehrheits-
aktionär der Sibanthracite Group, der im Mai 2020 in 
seiner Moskauer Villa mit einer Kugel im Kopf aufge-
funden wurde, wobei eine Pistole neben ihm lag. Die 
offizielle Version lautet auf Selbstmord «ohne bekann-
te Ursache». «Diejenigen, die Dmitry Bosov kannten, 
glauben nicht, dass etwas den Unternehmer, der die 
Aluminiumkriege überlebt hat, zum Aufgeben ge-
bracht haben könnte», heisst es in einem Artikel auf 
der Website des Unternehmens. Einige Wochen zuvor 
hatte Bosov öffentlich mit einem seiner Partner, Alex-
ander Isaev, gebrochen und ihn der Veruntreuung von 
Geldern beschuldigt, wie die russische Tageszeitung 
«Kommersant» berichtete. Im Oktober 2021 wurde die 
Sibanthracite Group von Albert Avdolyan aufgekauft, 
dem neuen starken Mann in der russischen Kohleindus-
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trie, und Bosovs ehemaliger Partner wurde wieder in 
den Vorstand zurückberufen.

Nach dem Zusammenbruch der UdSSR zu Be-
ginn der 1990er-Jahre begann für die russische Kohle-
industrie – wie auch für den Rest des Bergbaus – der 
Abstieg in die Hölle: Unglücke, ausstehende Löhne, ka-
tastrophale Arbeitsbedingungen und Streiks gehörten 
damals zum Alltag der Arbeiter. Die Branche benötigte 
eine drastische Verjüngungskur, da sie unter besonders 
hohen Gestehungskosten aufgrund der grossen Entfer-
nungen zwischen den Minen, den Verarbeitungszentren 
und den Endverbrauchern litt. Mit der Unterstützung 
lokaler Gouverneure und Unterstützern im Kreml ver-
bünden sich die Direktoren der Vorkommen und Minen 
mit jungen Leuten mit unterschiedlichem Profil, um die 
appetitlichsten Stücke zu privatisieren.

Wladimir Putin sah früh das Potenzial der Kohle 
Anfang der 2000er-Jahre bildeten sich Imperien vor dem 
Hintergrund einer weit verbreiteten Korruption und ma-
fiöser Abrechnungen. Die am wenigsten rentablen Stand-
orte wurden geschlossen, das Land verlegte sich auf den 
Export, und die Produktion konzentrierte sich nach und 
nach auf rund zehn Unternehmen. In dieser Zeit kaufte 
der spätere Milliardär Andrei Melnitschenko über die von 
ihm mitbegründete MDM-Bank reihenweise Beteiligun-
gen an den wichtigsten Kohleunternehmen des Landes 
und fasste sie im Unternehmen Suek zusammen. Dazu 
gehörte auch der Riese Krasugol (die Kohlegesellschaft 
von Krasnojarsk), die nach einigen Irrungen und Wirrun-
gen und mithilfe des damaligen Gouverneurs Alexander 
Lebed, der zu jener Zeit als Nachfolger von Präsident Boris 
Jelzin gehandelt wurde, in seinen Besitz gelangte.

Wladimir Putin erkannte schnell das Potenzial der 
Branche, während die Kohlepreise zwischen 2007 und 
2010 explodierten. Im Januar 2012 unterzeichnete er als 
Premierminister ein umfassendes Industrieentwicklungs-
programm im Wert von 119 Milliarden US-Dollar – davon 
8,5 Milliarden aus öffentlichen Mitteln –, mit dem die In-
frastruktur (vor allem der Schienen- und Schiffsverkehr) 
verbessert und die Kohleproduktion bis 2030 angekurbelt 
werden soll. Ohne Gewissensbisse unterstützt der Kreml 
seit 2019 aktiv grosse Kohleabbauprojekte in der Arktis.

Gleichzeitig wird Kohle zunehmend auf interna-
tionalen Märkten gehandelt und zum Objekt von Finanz-
produkten. «Jahrzehntelang wurde Kohle in der Nähe 
ihrer Produktionsstätten abgebaut und verbraucht», er-
innert sich ein Händler mit über 20 Jahren Erfahrung in 
der Branche. Doch nach den Ölkrisen der 1970er-Jahre 
wurde Kohle als Alternative weltweit gehandelt. Im Jahr 
1980 wurden etwa 150 Millionen Tonnen Kraftwerks-
kohle gehandelt, heute sind es zehnmal so viel. Die ersten 
Finanzprodukte wurden um 2003 und 2004 eingeführt, 
als eine Vielzahl von Finanzvermittlern auftauchte.

Dieser doppelte Trend hat dazu beigetragen, die Schweiz 
als Handelsdrehscheibe zu profilieren. Während Russland 
in Genf seine Erdöl-Schachfiguren aufstellt, setzen die 
Kohleförderer auf Zug mit seiner differenzierten Besteue-
rung für ausländische Unternehmen (bis 2020) und seinen 
Finanzintermediären, die eine erleichterte Domizilierung 
in einer Kanzlei anbieten. In der Branche wird lieber auf 
die Ruhe des Ortes und die «Tradition der Stabilität und 
Rechtsstaatlichkeit des Landes» hingewiesen.

Resultat: In der Schweiz gibt es mindestens 25 
Kohleunternehmen in russischem Besitz (die Hälfte in 
Zug, 5 in Genf), darunter 18 reine Händler, die für den 
Absatz der 212 Millionen Tonnen Jahresexporte nach 
Europa und auf die asiatischen Märkte zuständig sind. 
Aufgrund der Undurchsichtigkeit des Sektors gibt es 
keine Quelle, die systematisch dokumentiert, wie viele 
Ladungen russischer Kohle an Schweizer Händler wei-
terverkauft werden.

GLÜCK AUF, SCHWEIZER BANKEN!

Während die Schweiz durch ihre Umwelt- und Energie-
ministerin Simonetta Sommaruga am 15. November 2021 
an der UN-Klimakonferenz COP26 die Torpedierung des 
Kohleausstiegs durch China und Indien anprangerte, ar-
beitete die Schweiz weiter daran, die grössten Umwelt-
verschmutzer der Welt auf seinen Boden zu locken. Auf 
der Zuger Seite betont man, dass man russischen Unter-
nehmen nie «gezielt» schöne Augen machen wollte, ver-
weist aber auf die kantonale Konkurrenz: «Im Gegensatz 
zu anderen Standortmarketing-Organisationen hatten 
wir nie eine eigene oder gar physische Aktivität in Russ-
land», so der Leiter des lokalen Wirtschaftsdepartements.

Bei diesem Täuschungsmanöver mischen auch 
Schweizer Banken ordentlich mit.

Wir haben die Finanzströme der multinationa-
len Kohlekonzerne seit dem Inkrafttreten des Pariser 
Klimabkommens im Jahr 2016 nachverfolgt. Die in der 
Schweiz ansässigen Kohleproduzenten haben laut Daten 
des niederländischen Rechercheunternehmens Profundo 
fast 2,7 Milliarden US-Dollar bei zehn Schweizer Bank-
instituten aufgenommen.

Sibanthracite und Suek gehören zu den kapitalin-
tensivsten Bergbauunternehmen in Zug: Die beiden liegen 
auf den Plätzen 3 und 4 (hinter Trafigura und Glencore), 
mit Krediten von 224 Millionen bzw. 145 Millionen US-
Dollar, die Credit Suisse zwischen 2017 und 2019 gewährt 
hat. Trotz ihrer Verpflichtung, nur Unternehmen mit einer 
Strategie für den Kohleausstieg zu unterstützen, ist die 
zweitgrösste Bank der Schweiz mit fast 1,4 Milliarden US-
Dollar, die sie zwischen 2016 und 2021 zugestanden hat, 
auch der grösste Geldgeber der Branche und steht nach 
unseren Daten weltweit an zehnter Stelle. Die Medien-
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abteilung von Credit Suisse erklärte, sie könne sich «aus 
rechtlichen Gründen» nicht zu potenziellen Kunden äus-
sern, und verwies auf ihren Nachhaltigkeitsbericht über 
ihre Strategie zur Desinvestition im Bereich Kohle. Diese 
sieht vor, dass bis 2025 keine Kredite mehr an Unterneh-
men vergeben werden, die mehr als 15 % ihrer Einnahmen 
aus dem Abbau von Kohle oder der Stromerzeugung aus 
Kohle erzielen, «es sei denn, sie unterstützen die Energie-
wende». Dieser Satz wird bis 2030 auf 5 % gesenkt.

Im Zeitalter des Anthropozäns – des geologischen 
Zeitalters, ab dem der Mensch in der Lage ist, sein Öko-
system signifikant und langfristig zu verändern – war 
Kohle noch nie so globalisiert, finanzialisiert und in eine 
internationale Wertschöpfungskette eingebunden, in der 
die Schweiz eine führende Rolle spielt. Ein Blick auf die 
«indirekten» CO₂-Emissionen bestätigt dies. Berücksich-
tigt man nur die übertragene Produktion der russischen 
Kohleförderer in Höhe von 226,2 Millionen Tonnen, so 
dürften die Schweizer Emissionen um rund 407 Mil-
lionen Tonnen CO2 pro Jahr steigen. Das entspricht der 
Umweltverschmutzung von 88,5 Millionen Privatautos, 
dem Vierzehnfachen des Schweizer Fahrzeugbestands.

Und es könnte noch schlimmer werden. Die 
Schwierigkeiten auf dem Gasmarkt (für den Kohle der 

direkteste Ersatz zur Stromerzeugung ist) und der kon-
tinuierliche Anstieg der Preise für schwarze Diamanten 
dürften zweifellos das Interesse für Kohle fördern. Für 
Alex Thackrah vom Londoner Preisinformationsdienst 
Argus Media ist es undenkbar, die Energiewende mit der 
Einführung wirksamer Sanktionen gegen russische fos-
sile Brennstoffe zu verbinden und gleichzeitig die Ener-
giesicherheit zu gewährleisten: «Es ist möglich, die rus-
sischen Kohlemengen zu ersetzen, aber es wird ziemlich 
kompliziert, wenn gleichzeitig das Gas abgestellt wird.»

Seit dem Einmarsch in die Ukraine am 24. Fe-
bruar dieses Jahres haben russische Unternehmen der 
Europäischen Union laut dem finnischen Forschungs-
zentrum Crea etwa 3 Milliarden Euro für ihre Kohle in 
Rechnung gestellt. Ein Teil dieser Summe machte in Zug 
halt. Der Kanton beruft sich jedoch auf fehlende Statis-
tiken und will nicht über den steuerlichen Ertrag von 
Putins schwarzen Diamanten berichten. �

Schaufelradbagger in der offenen Kohlemine Nazarovsky von Suek in Russland. ©
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Der Internationale Tag des Testaments wurde 2011 ins Le-
ben gerufen, um Menschen auf die Möglichkeit aufmerk-
sam zu machen, in ihrem letzten Willen gemeinnützige 
Organisationen zu berücksichtigen. Soll das eigene Erbe 
neben der Unterstützung von Familienangehörigen etwas 
Gutes bewirken, braucht es ein Testament. Damit sorgen 
Sie für klare Verhältnisse und beugen Missverständnissen 
oder gar Erbstreitigkeiten vor. Haben Sie kein Testament 
verfasst, tritt die sogenannte gesetzliche Erbfolge ein. 
Viele wissen das nicht. In der Schweiz haben nur 30 % 
der Bevölkerung über 45 Jahre ein Testament verfasst; 
die meisten schieben das möglichst lange hinaus oder 
verzichten gar ganz darauf.

In keinem Land der Welt werden pro Kopf der Be-
völkerung so grosse Summen vererbt wie in der Schweiz: 
Es sind rund 95 Milliarden Franken pro Jahr – eine unvor-
stellbar hohe Summe. Doch nur 3 Promille dieses Betrags 
landen bei gemeinnützigen Organisationen.

Bei Public Eye sind Legate und Erbschaften ein 
wichtiger Bestandteil der Einnahmen – wenn auch bei 
Weitem nicht so bedeutend wie die Spenden und Mit-
gliederbeiträge. Legate und Erbschaften machen 2 bis 5 % 
unserer Einnahmen aus, in absoluten Ausnahmejahren 
waren es auch schon 20 %. Über unsere Finanzierung 
informieren wir transparent in unserem Jahresbericht.

Wenn Sie das Magazin von Public Eye lesen, gehen 
wir davon aus, dass auch Sie sich eine solidarische Schweiz 
wünschen. Eine Schweiz, deren Unternehmen die Men-
schenrechte weltweit einhalten. Denn dafür engagiert sich 
Public Eye Tag für Tag. Mit mutigen Recherchen, scharfen 
Analysen und starken Kampagnen setzen wir uns gemein-
sam mit unseren 28 000 Mitgliedern für eine Schweiz ein, 
die weltweit verantwortungsvoll handelt. 

Mit einem Testament können Sie dafür sorgen, dass Ihre und 
unsere Werte weiterleben. Jeder Nachlass – ob gross oder 
klein – hilft Public Eye, sich unabhängig von wirtschaft-
lichen Interessen für eine gerechte und solidarische Welt 
zu engagieren. Denn globale Gerechtigkeit beginnt bei uns!

Neues Erbrecht
Am 1. Januar 2023 wird die Erbrechtsrevision in Kraft tre-
ten. Das aktuelle Erbrecht wurde 1912 eingeführt. Damit 
es unserem Zeitgeist entspricht und auch die vielfältigen 
Familiensituationen berücksichtigt, die heute gelebt wer-
den, waren grössere Anpassungen nötig. Unter anderem 
wurden die gesetzlichen Pflichtteile revidiert, damit die frei 
verfügbare Quote grösser ist (siehe Seite 41). Somit können 
Erblasserinnen und Erblasser freier über ihren Nachlass 
verfügen – sofern sie ein Testament erstellen.

Testamente, die vor der Revision geschrieben wur-
den, sind grundsätzlich rechtsgültig. Bezüglich der Be-
rechnung der Pflichtteile nach altem oder neuem Recht 
könnten jedoch Auslegungsfragen aufkommen. Deshalb 
lohnt es sich, bestehende Testamente zu überprüfen und 
wenn nötig anzupassen. 

Mit einem Legat oder einer Erbeinsetzung ermögli-
chen Sie uns, zusätzliche Projekte zu realisieren. Sie können 
grundsätzlich testamentarisch auch bestimmen, wofür Ihr 
Nachlass verwendet werden soll. Bei der Festlegung einer 
konkreten Zweckbestimmung bitten wir Sie jedoch, Folgen-
des zu berücksichtigen: Naturgemäss ist der Zeitpunkt des 
Geldflusses ebenso wenig voraussehbar wie es gesichert ist, 
dass im Laufe der nächsten 30 Jahre ein spezifisches Projekt 
noch existiert. Deshalb empfehlen wir, eine testamentari-
sche Formulierung zu wählen, die es uns ermöglicht, Ihren 
Nachlass dort zu verwenden, wo er gerade am dringendsten 

Public Eye unterstützen über Ihr Leben hinaus

Der 13. September ist jeweils der Internationale Tag des Testaments. Wir nehmen dies zum Anlass, um 
zu informieren, wie Sie Public Eye mit Ihrem Nachlass auch über Ihr Leben hinaus unterstützen können.
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benötigt wird – für den Fall, dass ein bestimmtes von Ihnen 
bevorzugtes Projekt nicht mehr existiert.

Als gemeinnützige Organisation bezahlt Public Eye 
keine Erbschaftssteuern. Deshalb können wir Ihre Nach-
lassspende in vollem Umfang für unsere Arbeit zur Ver-
teidigung der Menschenrechte einsetzen.

Bei komplexen Vermögens- oder Familiensituatio-
nen empfehlen wir Ihnen, sich von einer Fachperson be-
raten zu lassen. Dr. iur. Daniel Trachsel, unser Vertrauens-
anwalt (siehe Interview auf Seite 40),  bietet Menschen, 
die Public Eye in ihrem Testament begünstigen möchten, 
eine kostenlose erste Beratung an. 

Sie haben auch die Möglichkeit, direkt von unserem Ver-
trauensanwalt zu hören:

� 3. November 2022, 15.00 bis 18.15 Uhr: Infoveranstal-
tung in den Büros von Public Eye an der Dienerstrasse 
12 (Innenhof) in Zürich

� 3. November 2022, 19.30 bis 20.45 Uhr, Webinar 

Weitere Informationen sowie die Anmeldung zur Veran-
staltung oder zum Webinar finden Sie auf publiceye.ch/
testament. Oder kontaktieren Sie Chantal Sierro (siehe 
Seite 41 unten). �

DIRTY DIESEL 
Drei Jahre hatte Public Eye zu einem Geschäftsmodell re-
cherchiert, von dem damals kaum jemand wusste: Schwei-
zer Rohstoffhandelsfirmen fluteten afrikanische Länder mit 
giftigen Treibstoffen, die bei uns niemals verkauft werden 
dürften. Sie nutzten die schwachen Standards in afrikani-
schen Ländern aus, indem sie extra für diese Märkte drecki-
gen Diesel und giftiges Benzin produzierten. Die gesund-
heitlichen Folgen für die lokale Bevölkerung ignorierten sie. 

2016 zeichneten eine Spezialnummer des Magazins 
und ein Report den Skandal um «Dirty Diesel» nach, führ-
ten an die Tatorte und zeigten die Hintergründe der ex-
klusiven Recherche von Public Eye auf. Die Enthüllungen 
hatten ein weltweites Medienecho und lösten in Afrika 
eine Welle der Empörung aus.

2021, weniger als fünf Jahre nach Veröffentlichung 
des Reports «Dirty Diesel» durch Public Eye, war das Ge-
schäftsmodell der Schweizer Rohstoffhändler mit den ext-
rem schwefelreichen Treibstoffen in Westafrika Geschichte. 
Am 1. Januar 2021 war ein neuer verbindlicher Standard 
für importierte Treibstoffe in Kraft getreten, den die Um-
welt- und Erdölminister der westafrikanische Wirtschafts-
gemeinschaft Ecowas im Februar 2020 beschlossen hatten. 
Bis zu 175 Millionen Menschen konnten aufatmen.

Die hartnäckige Recherche, die zu diesem Erfolg 
führte, wurde unter anderem durch eine befristete Stelle 
ermöglicht, die aus einem Nachlass finanziert wurde.

ROHSTOFFBUCH
2012 gelang es Public Eye, damals noch die Erklärung von 
Bern, mit dem Buch «Rohstoff – Das gefährlichste Ge-
schäft der Schweiz» ein Thema auf die wirtschaftspoliti-
sche Bühne zu hieven, das in der Schweiz allzu lange ein 

Schattendasein fristete: der Rohstoffhandel und die gewal-
tige Rolle, die Unternehmen in unserem Land darin spielen 
– was sich gerade im Zusammenhang mit Russlands Krieg 
gegen die Ukraine wieder mal exemplarisch zeigt.

Mit dem brisanten Buch wurden erstmals das 
boomende Rohstoffbusiness und die globale Bedeutung 
der Rohstoffdrehscheibe Schweiz beleuchtet. Wir be-
richteten über die Hintergründe und Opfer, erklärten 
die Funktionsweise des Rohstoffhandels und die Kon-
flikte in den Herkunftsländern, zeigten Alternativen 
und stellten Forderungen. 

Die exklusive Recherche eines wirtschaftspoliti-
schen Schlüsselthemas hatte national und international 
ein grosses Echo. Möglich war sie nur dank einer gross-
zügigen Zuwendung aus einem Nachlass. �

Ermöglichen Sie aussergewöhnliche Projekte!
Wer Public Eye in seinem Erbe berücksichtigt, macht aufwendigere Projekte möglich, die aus dem ordent-
lichen Budget nicht finanziert werden können. Wie zwei Beispiele zeigen, sind diese oft sehr erfolgreich.

A Public Eye Investigation – September 2016

Dirty  
Diesel
 

How Swiss Traders Flood 
Africa with Toxic Fuels 
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Der 13. September ist der internationale Tag des 
Testaments. Finden Sie diesen Tag sinnvoll?
Es ist wichtig, dass an die Möglichkeit erinnert wird, 
autonom über den Tod hinweg über sein Vermögen zu 
verfügen – gerade weil in der Schweiz davon viel zu 
wenige zukünftige Erblasser*innen Gebrauch machen. 
Das neue Erbrecht, das am 1. Januar 2023 in Kraft tritt, 
vergrössert den Gestaltungsspielraum erheblich. Damit  
werden letztwillige Verfügungen jetzt noch wichtiger.

Soll, wer bereits ein Testament gemacht hat, dieses 
mit Blick auf das neue Erbrecht überprüfen?
Die Praxis kennt den Grundsatz der «rollenden Nach-
folgeplanung». Er bedeutet, dass alle fünf Jahre überprüft 
werden sollte, ob bestehende Testamente oder Erbver-
träge noch den aktuellen familiären, finanziellen und 
rechtlichen Gegebenheiten entsprechen. In der Tat gibt 
die Reduktion der Pflichtteile (siehe Seite 41) Anlass, be-
stehende Testamente zu überprüfen. Hat beispielswei-
se jemand seine Kinder auf den Pflichtteil gesetzt und 
die frei verfügbare Quote der Ehefrau zugewendet, so 
erhalten die Kinder bei einem Todesfall, der bis Ende 
Dezember 2022 eintritt, 37,5 %; danach nur noch 25 %. 
Ist eine so starke Bevorzugung des Ehegatten wirklich 
gewollt? Ein anderes Beispiel: «Ich setze meine Tochter 
auf den Pflichtteil von 3/8; die freie Quote von 5/8 erhält 
mein Ehemann.» Bei dieser Formulierung ist unklar, ob 
das neue oder das alte Erbrecht gelten soll, womit sich 
schwierige Auslegungsfragen ergeben können. Hier ist 
eine Überarbeitung angezeigt.

Wann ist eine Beratung angezeigt? 
Es gibt eine Reihe von Konstellationen, bei denen eine 
kompetente juristische Beratung sinnvoll ist, um spä-
tere Schwierigkeiten bei der Erbteilung zu vermeiden. 
Ehegatten oder Lebenspartner, die Nachkommen aus 
unterschiedlichen Beziehungen haben, oder Personen, 
die substanzielle Vermögenswerte (zum Beispiel ein Fe-
rienhaus) im Ausland besitzen, sollten sich unbedingt be-
raten lassen. Auch bei einer komplexen güterrechtlichen 
Auseinandersetzung, die ja regelmässig einer Erbteilung 

vorausgeht, ist guter Rat oftmals teuer. Bereits mit einer 
Erstkonsultation, die bei Public Eye unentgeltlich erhält-
lich ist, kann ein Problembewusstsein geweckt werden, 
und das ist der erste Schritt zu einer angemessenen Nach-
folgeplanung. Nicht zu vergessen sind schliesslich die 
Steuern: Zwar kann ich jetzt wegen des tieferen Pflicht-
teils meiner Kinder meine Lebenspartnerin stärker be-
günstigen, aber je nach Kanton löst dies erhebliche Erb-
schaftssteuern aus. 

Was empfehlen Sie Menschen, die sich schwertun, 
die Planung des Nachlasses anzugehen?
Diese Scheu ist verbreitet und bis zu einem gewissen 
Grad verständlich – wer setzt sich schon gerne mit 
seinem eigenen Tod auseinander? Aber: Wer eigenver-
antwortlich handelt, dem ist wichtig, mit klaren Anord-
nungen zu vermeiden, dass sich die Erben in die Haare 
geraten. Ein Gespräch mit einer Fachperson kann in der 
Regel gangbare und wenig komplexe Wege aufzeigen. 
Und anschliessend hat man das befreiende Gefühl, eine 
wichtige Pendenz erledigt zu haben …

Wann erbt der Staat und was macht er mit dem Erbe?
Stirbt jemand ohne (bis zum grosselterlichen Stamm) Ver-
wandte zu hinterlassen, dann geht der Nachlass an den 
Kanton, in dem die verstorbene Person ihren letzten Wohn-
sitz hatte. Das Gemeinwesen ist grundsätzlich frei, wie 
es diese Mittel verwendet. Da ist es sinnvoller, mit einem 
Testament sicherzustellen, dass das eigene Vermögen ent-
sprechend den eigenen Wertvorstellungen verwendet wird.

Was ist zu beachten, wenn ich eine gemeinnützige 
Institution begünstigen will?
Solche Begünstigungen geschehen in der Regel in der 
Form eines Vermächtnisses (seltener mittels einer Erb-
einsetzung). Vermacht wird ein bestimmter Geldbetrag 
und dies idealerweise, ohne dass damit eine detaillierte 
Zweckbindung verbunden ist. Die Zweckbestimmung der 
gemeinnützigen Institution, die man ausgewählt hat, ge-
währleistet ja bereits, dass die Mittel dementsprechend 
eingesetzt werden. �

«Letztwillige Verfügungen 
werden jetzt noch wichtiger»

Dr. iur. Daniel Trachsel ist Vertrauensanwalt von 
Public Eye für erbrechtliche Fragen. Der Fach-
anwalt erklärt, weshalb das Testament mit dem 
neuen Erbrecht an Bedeutung gewinnt.

INTERVIEW: CHANTAL SIERRO
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Das neue Erbrecht bringt mehr Freiheit

Am 1. Januar 2023 tritt das neue Erbrecht in Kraft. Es senkt die Pflichtteile, die dafür sorgen, dass die 
gesetzlichen Erben je nach Verwandtschaftsgrad einen Mindestanteil an der Erbschaft erhalten. Das 
erhöht die Freiheit beim Verfassen eines Testaments.

Das geltende Erbrecht ist vor über hundert Jahren in 
Kraft getreten. Es gilt als nicht mehr zeitgemäss, da 
es den zahlreichen gesellschaftlichen Veränderungen 
nicht gerecht wird: Heiraten ist nicht mehr die Norm, 
Scheidungen sind keine Ausnahme mehr und moderne 
Formen des Zusammenlebens sind weit verbreitet. 

Die wichtigste Änderung dieser Revision ist die 
Senkung der Pflichtteile. Im neuen Erbrecht beträgt der 
Pflichtteil anstatt drei Viertel des gesetzlichen Erban-
spruchs nur noch die Hälfte. Erblasser*innen mit Kin-
dern können somit über die Hälfte des Vermögens frei 
verfügen und so gewisse natürliche Personen wie Le-
benspartner*innen oder juristische Personen wie Public 
Eye oder andere Vereine und Stiftungen begünstigen 
(siehe Grafik). Der Pflichtanteil für die Eltern, der heute 
die Hälfte der Hinterlassenschaft beträgt, fällt sogar ganz 
weg. Für überlebende Ehepartner sowie eingetragene 
Partner wird der Pflichtteil im Gesetzesentwurf dagegen 
beim Anspruch auf die Hälfte des Nachlasses belassen. 

Worauf ist zu achten?
Vor dem 1. Januar 2023 verfasste Testamente und Erb-
verträge bleiben unter dem neuen Gesetz gültig. Die 
Teilung des Nachlasses der verstorbenen Person folgt 
den zum Zeitpunkt der Erstellung festgelegten Bedin-
gungen. Wer die Möglichkeiten des neuen Erbrechts 
nutzen will, muss also selbst aktiv werden. �

Ihr Kontakt bei Public Eye

Bei Fragen zu Ihrer Nachlassplanung und zu den 
Möglichkeiten, wie Sie Public Eye begünstigen 
können, bin ich gerne für Sie da. 
Denn globale Gerechtigkeit beginnt bei uns.

Chantal Sierro
Legate & Erbschaften
T +41 44 277 79 18
chantal.sierro@publiceye.ch

Beispiel: Die verstorbene Person hinterlässt 
Ehefrau/-mann und Kinder.

Ehefrau/-mann
Kinder
Frei verfügbare Quote

Gesetzliche Erbteile 
(ohne Testament/Erbvertrag)

Pflichtteil und frei verfügbare Quote

bisher neu

1/4 3/8

3/8 1/2

1/21/2

1/4 1/4
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Anmeldeformular für Infotreffen 
und Webinar sowie weitere Infos: 
publiceye.ch/testament



Wie Studierende für Public Eye werben würden

«Eindrücklich und mobilisierend» soll die Mission von Public Eye dargestellt werden – dies war der Auftrag an die Studie-
renden des Studiengangs «Visuelle Kommunikation» der Hochschule der Künste Bern diesen Frühling. Die entstandenen 
Plakate wurden von den Studierenden, den Dozenten Andreas Netthoevel und Christoph Stähli sowie von Mitarbeiten-
den von Public Eye bewertet. Wir freuen uns, Ihnen hier die vier Siegersujets präsentieren zu können. 

Rang 3: Tobias Senn / Lenny Stump Rang 3: Daria Ryapolova / Miro Jakob

Rang 2: Hannah Willmott / Manon Babey Rang 1: Love Liebmann / Siri Johansson 
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Renommierter Preis  
für unsere Recherche 
«Paraquat Papers»

Warum fordert Paraquat, eines der 
ältesten und giftigsten Pestizide der 
Welt, immer noch Opfer? Diese Frage 
wurde in den «Paraquat Papers» beant-
wortet, die im März 2021 von Public Eye 
und Unearthed (Greenpeace Grossbri-
tannien) veröffentlicht wurden. Laurent 
Gaberell und Crispin Dowler haben 
Hunderte von internen Dokumenten 
von Syngenta durchforstet, um die 
Strategie des Basler Giganten aufzu-
decken, um sein Herbizid auf dem Markt 
zu halten. Im Juli wurde ihre Arbeit mit 
dem Steve-Connor-Preis für investiga-
tiven Wissenschaftsjournalismus aus-
gezeichnet. «Eine aussergewöhnliche 
Geschichte mit einer Erzählweise, die 
den Leser in Atem hält», lobte die Jury.

Diese Auszeichnung ist auch die eines 
Wissenschaftlers, Jon Heylings, der 
über 20 Jahre lang für Syngenta und 
ihre Vorgängerunternehmen gearbeitet 
hat. Sein Zeugnis ist erschütternd: Syn-
genta weiss seit Jahrzehnten, dass das 
Paraquat-Produkten zugesetzte Brech-
mittel tödliche Vergiftungen nicht ver-
hindert. Doch seine Vorgesetzten hat-
ten sich stets geweigert, etwas zu 
unternehmen, hauptsächlich aus Kos-
tengründen. Deshalb prangerte Hey-
lings die Tatsachen an: «Ich will nur, 
dass das nächste Kind, das versehent-
lich einen Schluck Paraquat schluckt, 
eine Chance hat, zu überleben.»

Regru Basel feierte  
50 Jahre Aktivismus  
und Engagement

Am 17. Juni 1972, vier Jahre nach dem 
Manifest der «Erklärung von Bern für 
solidarische Entwicklung», schlossen 
sich in Basel über 50 Aktivist*innen for-
mal als eigenständige Sektion zusam-
men. Seither bringt die Regionalgruppe 
Basel die Themen, die von Public Eye 
aufgegriffen und recherchiert werden, 
auf die Strasse. An einem Fest zum 
50. Geburtstag sassen am Grossbasler 
Rhein Gründungsmitglieder, ehemalige 
und aktive Mitglieder zusammen, 
schauten sich alte Dokumente an und 
sprachen über die anfänglichen Aktivi-
täten. Die Antiapartheidbewegung, der 
Boykott gegen Südafrika und das 
Engagement der Schweizer Banken 
bewegten die Regru damals sehr. Sie 
erarbeitete sich vertiefte Kenntnisse 
der Zusammenhänge und engagierte 
sich auf verschiedenen Ebenen in der 
Solidaritätsarbeit und Bewusstseins-
bildung, um die Verantwortung der 
Schweiz für die Unterdrückung in Süd-
afrika aufzuzeigen und Veränderungen 
zu bewirken. In den 50 Jahren hat sich 
die Regru in immer neuer Zusammen-
setzung und in unterschiedlichen Kon-
stellationen zusammen mit anderen 
Solidaritäts-, Friedens- und Umwelt-
gruppen in Basel bewegt. Heute fokus-
siert sich die Regru auf die Themen 
Saatgut und Fair Fashion und ist regel-
mässig an Kleidertauschbörsen oder 
am Pflanzentausch anzutreffen.

Historischer Erfolg  
für Kampagne  
#PayYourWorkers

Nach monatelangen Protesten der 
Arbeiter*innen und internationalen 
Kampagnen von Aktivist*innen der 
Koalition #PayYourWorkers, die durch 
die Clean Clothes Campaign initiiert 
wurde, hat das bekannte Modeunter-
nehmen Victoria's Secret diesen Som-
mer eingelenkt: Die US-Modemarke 
stellt endlich die Mittel zur Verfügung, 
um den Textilarbeiter*innen von Brillant 
Alliance Thai Global die umgerechnet 
8,3 Millionen Dollar zu bezahlen, die 
ihnen als Abfindung zustehen. Dies ist 
die grösste Summe, die als Abfindung 
für Lohndiebstahl in einer Bekleidungs-
fabrik je bezahlt wurde.

In der thailändischen Fabrik hatten 
mehr als 1250 Beschäftigte für das US-
Unternehmen Unterwäsche herge-
stellt. 2021 hatten die Eigentümer aus 
Hongkong die Fabrik ohne Vorankün-
digung und ohne Zahlung der gesetz-
lich vorgeschriebenen Abfindung 
geschlossen. Der Aufforderung der 
Regierung, die Abfindung zu bezahlen, 
kamen sie nicht nach.

Die Zahlung der Abfindung ist ein his-
torischer Erfolg für die internationale 
Kampagne #PayYourWorkers sowie die 
Organisationen Solidarity Center und
Worker Rights Consortium (WRC), die 
zu den Arbeitsbedingungen in Fabriken 
weltweit recherchieren. Das WRC habe 
Hunderte von Fällen von Lohndiebstahl 
in der Textilindustrie dokumentiert, 
doch um so viel Geld sei es noch nie 
gegangen, sagte Scott Nova, der Direk-
tor der Organisation.
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Lesen Sie die Recherche zu 
den «Paraquat Papers» online: 
publiceye.ch/
paraquatpapers

Hier finden Sie Infos  
zur Regru Basel online:
publiceye.ch/basel
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Wo Konzerne lieber im Verborgenen agieren und die Politik dies zulässt, da schaut Public Eye genau hin: Mit 
Recherchen, Lobby arbeit, Kampagnen und politischen Vorstössen setzen wir uns dafür ein, dass Schweizer Unter-
nehmen und die offizielle Schweiz ihre Verantwortung zur weltweiten Achtung der Menschenrechte wahrnehmen.

Public Eye, Dienerstrasse 12, Postfach, 8021 Zürich 
Tel. +41 (0)44 2 777 999, kontakt@publiceye.ch 
Spendenkonto: IBAN CH69 0900 0000 8000 8885 4 
 
publiceye.ch

 @publiceye_ch  @publiceye.ch  @publiceye_ch

Wir müssen reden – der neue Podcast von Public Eye
Ausbeutung in der Textilindustrie, Korruption im Rohstoffsektor, Verkauf von hochgiftigen Pestiziden: 
Unser neuer Podcast «Wir müssen reden» spricht Klartext. Und er schaut dort genau hin, wo Schweizer 
Konzerne lieber im Verborgenen agieren und die Politik dies zulässt.

«Wir müssen reden. Public Eye spricht Klartext.» Unter dieser Marke wurden nun schon mehrere Episoden 
des Podcasts gedreht – alle moderiert von Podcast-Spezialist Nico Meier. Damit wollen wir unseren Mit-
gliedern, aber auch denjenigen, die Public Eye noch nicht kennen, die Möglichkeit geben, mehr über 
unsere Recherchen und Kampagnen zu erfahren und die Gesichter hinter unserer Organisation zu ent-
decken. In der neuesten Episode befassen wir uns mit dem Einfluss, den Nestlé hinter den Kulissen auf 
die Schweizer Behörden ausübte, um sich den Bemühungen zur Bekämpfung der Fettleibigkeit in Mexiko 
und anderen Ländern zu widersetzen.

Abonnieren Sie unseren Podcast, teilen Sie ihn und kommentieren Sie ihn!

Hier finden Sie den Podcast:
publiceye.ch/podcast


